
Am 1. Juni stimmt die Bevöl-

kerung in der Schweiz darü-

ber ab, ob die freie Arztwahl

abgeschafft werden soll.

Nichts anderes meint die Ver-

fassungsänderung «Für mehr

Qualität und Wirtschaftlich-

keit in der Krankenversiche-

rung». Schönfärberisch ist der

Titel, schönfärberisch ist der

Inhalt der Vorlage. «Alle

Macht den Kassen», gäbe die

Absichten treffender wieder.

Jacques de Haller, Präsident

der Verbindung der Schwei-

zer Ärztinnen und Ärzte

FMH, warnt denn auch, dass

bei Annahme dieser Verfas-

sungsänderung ältere Men-

schen und «teure» Patienten

auf der Strecke bleiben könn-

ten. Ärzte wären gezwungen,

sich vermehrt um gesunde

Patienten zu bemühen. Weil

sie sonst fürchten müssen,

keinen Vertrag mehr mit den

Kassen zu erhalten. Dies

käme einer Perversion unse-

res Gesundheitssystems gleich.

Die Frage stellt sich: Wie

konnte eine so patienten-

feindliche Vorlage eine Mehr-

heit bei unseren Volksvertre-

tern im Parlament finden? Es

war nur möglich, weil zahl-

reiche Parlamentarierinnen

und Parlamentarier Lobbyis-

ten der Krankenkassen sind.

Den Stichentscheid im Stän-

derat gab ausgerechnet Chri-

stoffel Brändli, Präsident

von santésuisse, dem Dach-

verband der Kranken-

kassen... 

Patientenorganisationen

und Ärztevereinigungen

sind klar gegen diese Vorla-

ge. Wer die freie Arztwahl

erhalten will, sagt am 1. Juni

Nein zu «Qualität und Wirt-

schaftlichkeit in der Kran-

kenversicherung». 

1. Juni 2008: 
Es geht um die freie Arztwahl!
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Freie Arztwahl
Patienten wollen sich von
den Krankenkassen nicht vor-

schrei-
ben las-
sen, zu
welchem
Arzt sie
gehen
sollen.
Eine

Untersuchung der Universität
Zürich zeigt, dass den Patien-
ten die freie Arztwahl sehr
viel wert ist. Seite 3

Leistungen des Gesund-
heitswesens
Die Qualität unseres Gesund-
heitssystems misst sich nicht

allein an
Zahlen
und Fak-
ten: Sie
misst
sich vor
allem
auch an
der sorg-

fältigen Behandlung und Pfle-
ge, am Vertrauensverhältnis
zwischen Arzt und Patient.
Und am freien Zugang der
Patientinnen und Patienten zu
den neusten Behandlungsme-
thoden. Seite 4

Wirtschaftlichkeits-
verfahren
Der Dachverband der Schwei-
zer Krankenkassen, santé-

suisse,
verunsi-
chert die
Ärzte-
schaft
massiv
mit der
Andro-
hung von

so genannten Wirtschaftlich-
keitsverfahren. Mit einer frag-
würdigen statistischen Metho-
de schiesst man auf Hunderte
von Ärzten, um letztlich gegen
ein paar wenige ein Verfahren
zu eröffnen. Seite 4

In der vergangenen Herbst-
session plädierte der freisin-
nige Nationalrat Pierre Tri-
ponez für mehr Wettbewerb
und die so genannte «Ver-
tragsfreiheit» (siehe Kasten
Seite 2). Auch der damalige
FDP-Nationalrat (heute Zür-
cher Ständerat) Felix Gutz-
willer erwartet einen «Quali-
tätswettbewerb», wenn man
die Vertragsfreiheit zwischen
Ärzten und Versicherern ein-
führt. Christoffel Brändli gab im Ständerat den Stichent-
scheid zum Vorstoss, der die freie Arztwahl stark einschränken
und den Krankenkassen mehr Macht zuweisen will. Diese
bürgerlichen Parlamentarier sind der Meinung, man müsse
das Gesundheitswesen marktwirtschaftlichen Regeln unter-
werfen, um die Kosten zu senken. Krankenkassen, so argu-
mentieren sie, sollen selber bestimmen können, welche
Ärztinnen und Ärzte noch zu Lasten der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung abrechnen dürfen. 

Welche Folgen hätte ein solcher Systemwechsel? Unter dem
Regime der «Vertragsfreiheit» müssten Patienten damit rech-
nen, dass gerade ihr Hausarzt keinen Vertrag mit der Kran-
kenkasse erhält. Eine Patientin wäre dann zum Beispiel ge-
zwungen, entweder eine neue Kasse ausfindig zu machen, die

ihrer Frauenärztin einen Vertrag gewährt – oder aber sie
müsste eine andere Ärztin aufsuchen, welche ihrer bestehen-
den Krankenkasse genehm ist.

Willkür der Kassen

Bürgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier sind
naturgemäss empfänglich für Rufe nach mehr Wettbewerb
und Marktwirtschaft. Sie glauben, damit die Kosten im
Gesundheitssystem in den Griff zu bekommen. Tatsächlich
besteht kein Zweifel, dass ein Teil der Kostensteigerung im
Gesundheitswesen auf falschen Anreizen für Patienten und
Leistungserbringer beruht. Viele sinnvolle Reformen, wie
Entschädigungsregelungen bei Spitälern oder die Förderung

Politik + Patient

Wer den Kranken-
kassen die Arzt-
wahl überlässt,
macht die Patien-
ten zu Verlierern.

Christoffel Brändli gab im Ständerat den Stichentscheid zum Vorstoss, der die freie Arztwahl stark
einschränken und den Krankenkassen mehr Macht zuweisen will. Als Präsident von santésuisse ist
Christoffel Brändli Lobbyist der Krankenkassen.     Foto: KEYSTONE

Der Irrtum der Liberalisierer

1_08.qxp  19.2.2008  9:29 Uhr  Seite 1



von Generika, wurden be-
reits angepackt. Weitere Mög-
lichkeiten zur Effizienzstei-
gerung sind vorhanden. Das
ganze Gesundheitswesen
dem Markt zu unterwerfen,
hätte aber ungewollte Fol-
gen. Patienten und Ärzte-
schaft würden der Willkür
der Kassen ausgeliefert.
Schon heute ist belegt, wie
willkürlich grosse, markt-
führende Versicherer gegen-
über Chronischkranken und
alten Menschen vorgehen.
Sie gründen Billigkassen
und umwerben damit junge
und gesunde Prämienzahler.
Krankheitsanfällige Patien-
ten aber, die Kosten ver-
ursachen, werden systema-
tisch ausgegrenzt.

Teure Ärzte?

Eine Aufhebung der freien
Arztwahl brächte zunächst
einmal einen schwer zu
kontrollierenden Machtzu-
wachs für die Krankenkas-
sen. Schon heute zeigt sich
exemplarisch, nach welchen
Prinzipien die Krankenkas-
sen vorgehen würden. Nach
den selben Methoden, wie
sie heute Jagd auf «gute Ri-
siken» (junge und gesunde
Menschen) machen, wer-
den sie künftig Ärztinnen

Freie Arztwahl
für Kassen oder
Patienten?
Heute sind alle Ärztinnen und
Ärzte zur Krankenpflegeversi-
cherung zugelassen, falls sie
das eidgenössische Diplom
besitzen, über eine vom
Bundesrat anerkannte Weiter-
bildung verfügen und eine
Zahlstellenregisternummer
von santésuisse erhalten. Mit
dieser Regelung ist heute die
freie Arztwahl für die Patien-
ten sichergestellt. Man nennt
dies Kontrahierungszwang.
Dem Kontrahierungszwang
steht die so genannte «Ver-
tragsfreiheit» gegenüber. Letz-
tere bedeutet, dass die Kran-
kenkassen bestimmen sollen,
welche Ärzte einen Vertrag
erhalten und so zu Lasten der
sozialen Krankenversicherung
Patienten behandeln dürfen.

Zitat

«Es gibt keine wissen-
schaftlichen Studien,
die Kostenersparnisse
bei eingeschränkter
Arztwahl aufzeigen.»

Dr. med. Hans Anton Vogel,
Präsident Appenzellische 

Ärztegesellschaft

und Ärzte auswählen. Sie
tun dies als logische Folge
eines harten Verdrängungs-
wettbewerbs unter den Kas-
sen. Führt die Politik die
«Vertragsfreiheit» ein, dann
erhalten nur jene Ärzte ei-
nen Kassenvertrag, die 
wenig Kosten verursachen.
Behandelt eine Ärztin er-
folgreich Krebspatienten
mit neuen, hochwirksamen,
aber eben auch sehr teuren
Medikamenten, dann ist sie
plötzlich eine teure Ärztin
und riskiert, ohne Vertrag
der Krankenkassen dazu-
stehen. Der Krebsspezialist
Jürg Nadig zeigte kürzlich
an einer Tagung in Zürich
auf, was die Folgen dieser
Politik sind: «Bei Darm-
krebs gibt es verschiedene
Therapievarianten, die sich
in Kosten und Wirkung
deutlich unterscheiden.
Wer als Arzt Darmkrebspa-
tienten mit teureren und
wirksameren Medikamen-
ten behandelt, gerät auto-
matisch ins Visier der Kran-
kenkassen. Der betroffene
Arzt könnte dann versucht
sein, mit schlechtem Gewis-
sen günstigere, aber weniger
wirksame Medikamente zu
verschreiben, um kein Ver-
fahren der Krankenkassen
zu riskieren.»

Dreifacher Irrtum

So ist der Irrtum der Libera-
lisierer im Parlament ein
dreifacher. 

Erstens: Mehr Macht für
die Krankenkassen bringt
keine Effizienzgewinne
für das Gesundheitswe-
sen. Patienten, die stän-
dig ihre Kasse wechseln
müssen, um bei ihrer
Hausärztin bleiben zu
können, verursachen zu-
sätzlichen bürokrati-
schen Aufwand.

Der zweite Irrtum betrifft
die Annahme, die Qualität
medizinischer Behandlun-
gen würde gesteigert, wenn
die Kassen bestimmen, wel-
che Ärzte zu Lasten der so-
zialen Krankenversicherung
tätig sein dürfen. «Sie wäh-
len die billigen, nicht die
guten Ärzte», so der Frauen-
felder Arzt Christian Buch-
walder. Der Boom der Bil-
ligkassen belegt, dass Kran-
kenkassen Risikoselektion
betreiben. Ihre Vertreter im
Parlament wehren sich seit
Jahren gegen einen verbes-
serten Risikoausgleich, der
die Jagd auf gesunde Perso-
nen stoppen könnte. So ist
es staatspolitisch besonders
stossend, dass im Ständerat

ausgerechnet der Präsident
des Dachverbandes der
Krankenkassen, Christoffel
Brändli, den Stichentscheid
für eine massive Einschrän-
kung der freien Arztwahl
gab. Wer die Krankenkassen
über die medizinische Be-
handlung bestimmen lässt,
schadet der Qualität unseres
Gesundheitswesens. 

Der dritte Irrtum dieser bür-
gerlichen und liberalen
Kräfte im Parlament betrifft
den Volkswillen. Umfragen
der letzten Jahre belegen,
dass die freie Arztwahl für
die Bürgerinnen und Bür-
ger höchste Priorität hat. So
treffen die Lobbyisten der
Krankenkassen im Abstim-
mungskampf auf eine Koa-
lition aus Patientenorgani-
sationen, Ärzteschaft, lin-
ken Parteien und echt libe-
ral denkenden Parlamenta-
riern, die nicht im Solde
einer Kasse stehen. Kern-
gedanke des Liberalismus
ist die Freiheit und Verant-
wortung des Einzelnen. Die
Freiheit eines Patienten,
einen Arzt seines Vertrauens
selber zu wählen, ist dabei
höher zu gewichten als das
Gewinnstreben der Kran-
kenkassen.

●

Die freie Arztwahl ist den Versicherten zu wertvoll, um abgeschafft zu werden. Foto: KEYSTONE

Die freie Arztwahl stellt die
wichtigste Leistung im Ge-
sundheitswesen dar. Patientin-
nen und Patienten wollen sel-
ber entscheiden, bei welchem
Arzt sie sich behandeln lassen.
Gerade dies wäre aber nicht
mehr möglich, wenn die Ver-
fassungsänderung «Für mehr
Qualität und Wirtschaftlichkeit
in der Krankenversicherung»
am 1. Juni 2008 angenommen
wird.
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allen Regeln der Kunst
durchgeführt. Beide sind
repräsentativ, beide liefern
statistisch relevante Ergeb-
nisse. Die Unterschiede sind
in der Fragestellung begrün-
det. Bei der Studie 2006
wurde gefragt, ob Kassen
nicht mehr verpflichtet sein
sollen, mit allen Ärzten zu-
sammenzuarbeiten. Dem ge-
sunden Menschenverstand
erscheint als Zumutung,
dass Kassen mit jedem Ab-
zocker oder «schwarzen
Schaf» wirtschaften müssen
– was aber bereits heute
schon verhindert werden
kann. Aber so wie die Frage
gestellt ist, drängt sich eine
Antwort zugunsten der

Umfrage
Gesund-
heits-
wesen
Eine aktuelle Befragung, die
vom Marktforschungsinstitut
Demoscope im Auftrag der
gesundheitspolitischen Orga-
nisation PULSUS durchgeführt
wurde, zeigt, dass die Versi-
cherten mit dem Schweizer
Gesundheitswesen mehrheit-
lich zufrieden sind. Das
Kosten-Nutzen-Verhältnis wird
allgemein sogar als gut be-
zeichnet. Konkret zu geplanten
Reformen der Politik befragt,
ergibt sich folgendes Bild: Eine
deutliche Mehrheit der
Schweizerinnen und Schwei-
zer ist bereit, Bagatellfälle sel-
ber zu bezahlen, wenn dadurch
die Prämien gesenkt werden
können. 69 Prozent sprechen
sich dafür aus, 26 Prozent
möchten dies nicht. In der
Deutschschweiz sagen gar 73
Prozent ja zu dieser möglichen
Sparmassnahme. Deutlich
nein mit 74 Prozent sagen die
Patientinnen und Patienten zur
Abschaffung der freien Arzt-
wahl, nein zu Globalbudgets
für Ärzte und mehrheitlich nein
zu HMO-Modellen. Sie befür-
worten aber Hausarztmodelle
und die vermehrte Abgabe von
Generika.

«Vertragsfreiheit» für die
Kassen geradezu auf. Der
dennoch hohe Wert für 
den Zwang der Kassen, alle
Ärzte unter Vertrag zu neh-
men, bezeugt die hohe Be-
deutung, welche die freie
Arztwahl für die Patienten
hat. Bei der zweiten Frage-
stellung aus dem Jahr 2007
wird explizit gefragt, ob
man in Kauf nähme, auf die
freie Arztwahl zu verzichten,
wenn dadurch die Kosten
im Gesundheitswesen sin-
ken würden. Entsprechend
deutlich fiel die Ablehnung
dieser Massnahme aus.

Ökonomische 
Experimente

Um solche Interpretations-
probleme zu klären, hat die
Beratungsfirma Plaut Eco-
nomics 2004 zusammen mit
der Universität Zürich ein
Experiment durchgeführt. In
ökonomischen Versuchen
wurde ergründet, auf welche
Leistungen Patienten am
ehesten verzichten würden,
wenn sie dafür Kostensen-
kungen erhielten. Dabei
stellte sich heraus, dass selbst
bei massiver Kostensenkung
die freie Arztwahl die wich-
tigste Leistung im Gesund-
heitswesen darstellt. Nur
wenn die Krankenkassenprä-
mien um durchschnittlich
100 Franken pro Monat
gesenkt würden, wären Ver-
sicherte bereit, ihren Arzt
künftig aus einer Liste der
Krankenkassen zu wählen.
Den Westschweizern war die
freie Arztwahl sogar 191
Franken pro Person und
Monat wert! Eine solche
Preissenkung ist für jede
Krankenkasse aber vollkom-
men unrealistisch. Mit an-
deren Worten: Die freie
Arztwahl ist den Versicher-
ten zu wertvoll, um abge-
schafft zu werden.

Die freie Arztwahl in Umfragen

Das Meinungsforschungsin-
stitut gfs, das unter der Lei-
tung des Politologen Claude
Longchamp steht, untersucht
seit mehreren Jahren in reprä-
sentativen Umfragen die Ein-
stellung der Bevölkerung zur
freien Arztwahl. Zwei Umfra-
gen des gfs ergeben erstaunli-
cherweise zwei unterschiedli-
che Resultate. Der «Gesund-
heitsmonitor 2006» wies eine
Zustimmung zum Kontra-
hierungszwang und damit
zur freien Arztwahl von
49% aus. 48% der Befrag-
ten erklärten hingegen, die
Krankenkassen sollen be-
stimmen, welche Ärzte sie
unter Vertrag nehmen. In
einer weiteren Studie (2007)
kam das gfs zu einem an-
deren Resultat. Zum Spar-
vorschlag, auf die freie Arzt-
wahl zu verzichten, antwor-
teten 63% der Befragten
«auf keinen Fall». 28% ga-
ben zur Antwort «Je nach
Höhe der Kostensenkung». 
Die Differenz zwischen den
zwei Umfragen ist auffällig.
Beide Studien wurden nach

Patienten wollen
sich von den
Krankenkassen
nicht vorschrei-
ben lassen, zu
welchem Arzt sie
gehen sollen.

Zwei Umfragen des
Forschungsinstituts
gfs zum selben The-
ma liefern gegen-
sätzliche Ergebnisse.
Der Grund liegt in
der Fragestellung: 
Die Antworten wer-
den in unterschiedli-
che Richtungen ge-
leitet.

Quelle: Forschungs-
institut gfs.bern,
Gesundheitsmonitor
2007.

Quelle: Forschungsinstitut gfs.bern, Schlussbericht zum Gesundheitsmonitor 2006.

Die Versicherten sind mit dem
Schweizer Gesundheitssystem
mehrheitlich zufrieden. Das
Kosten–Nutzen-Verhältnis
wird allgemein sogar als gut
bezeichnet.
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Fachleute und Politiker reden gerne von den Kosten, kaum
aber vom Nutzen, den unser Gesundheitswesen stiftet.
Ärzte und Gesundheitseinrichtungen erbringen als Teil
eines hoch entwickelten Gesundheitswesens aber wichtige
Leistungen. So hebt eine 2006 durchgeführte OECD-Stu-
die folgende Punkte hervor:

• Hohe Patientenzufriedenheit
• Hohe Qualität der Behandlung
• Rascher Zugang zu medizinischen Innovationen und

neuen Medikamenten für die ganze Bevölkerung

Der volkswirtschaftliche Nutzen

Der volkswirtschaftliche Nutzen unseres Gesundheits-
wesens wurde 2006 in einer Studie des Instituts Infras
erhoben: Der Gesundheitssektor leistet einen Beitrag von
59 Milliarden Franken an das Bruttoinlandprodukt (BIP),
was einem Anteil von 14% entspricht. Noch eindrück-
licher ist der Nutzen für die Beschäftigung: Der Gesund-

heitssektor bietet 525'000 Vollzeitstellen, was etwa 17%
der Gesamtbeschäftigung entspricht. Anders gesagt: Fast
jeder fünfte Beschäftigte in unserem Land trägt in irgend-
einer Form zum gesundheitlichen Wohl der Bevölkerung
bei.

Dazu kommen weitere Pluspunkte wie
• Verbesserung der Lebensqualität
• Verlängerte Lebenserwartung
• Erhöhte Arbeitsproduktivität (weniger krankheitsbe-

dingte Ausfälle von Arbeitnehmenden)

Der persönliche Nutzen 

Die Beratungsfirma Plaut Economics hat in einer Umfrage
gezeigt, dass die freie Arztwahl für die Versicherten mit
Abstand die wichtigste Leistung unseres Gesundheits-
systems darstellt, auf die sie am wenigsten verzichten wol-
len. An zweiter Stelle steht der Zugang zu neuen Metho-
den und Medikamenten. Am breitesten akzeptiert ist der
Verzicht auf Originalpräparate, falls geeignete Generika
(Nachahmerpräparate) vorhanden sind.

Freie Arztwahl 

Die Qualität unseres Gesundheits-
systems misst sich nicht allein an Zah-
len und Fakten: Sie misst sich vor
allem auch an der sorgfältigen Be-
handlung und Pflege, am Vertrauens-
verhältnis zwischen Arzt und Patient.
Und am freien Zugang der Patientin-
nen und Patienten zum Arzt ihrer
Wahl und zu den neusten Behand-
lungsmethoden. Die Schweiz ist im
Vergleich etwa zu den USA ein Para-
dies: Im Land der unbegrenzten Mög-
lichkeiten ist der Zugang zum Ge-
sundheitswesen stark eingeschränkt
und teuer.
Am 1. Juni 2008 stimmt das Schwei-
zer Volk über den freien Zugang der
Patienten zum Arzt ihrer Wahl ab
(siehe Editorial Seite 1). Wer die freie
Arztwahl erhalten will, sagt darum
nein zur sogenannten «Qualität und
Wirtschaftlichkeit in der Kranken-
versicherung».

Die Leistungen des Gesund-
heitswesens

In der aktuellen politischen Diskussion reden Fachleute und Politiker viel und kenntnis-
reich über die Kosten unseres Gesundheitswesens. Dabei geht leider vergessen, dass
Spitäler und Ärzte wichtige medizinische Leistungen erbringen, die auch wirtschaft-
lich und gesellschaftlich von Bedeutung sind. Zum Beispiel der freie Zugang zu den
besten Behandlungsmethoden und Behandlern.

Schrotschuss-Prinzip:

Wirtschaft-
lichkeits-
verfahren
Für santésuisse, den Dach-
verband der Schweizer
Krankenkassen, gilt schon
heute jeder siebte Arzt und
jede siebte Ärztin punkto
Kosten als «auffällig». Jähr-
lich erhalten 600 bis 700
Ärztinnen und Ärzte einen
«Warnbrief» von santésuis-
se. Zu Gerichtsfällen, die
zudem häufig mit einem
Vergleich enden, kommt es
insgesamt in weniger als
einem Prozent der Fälle.
Das ganze Prozedere ver-
unsichert die Ärzteschaft
aber massiv. Der Chirurg
Urs Stoffel, Präsident der
Ärztegesellschaft des Kan-
tons Zürich, spricht vom
Schrotschuss-Prinzip der
Krankenversicherer: «Mit
einer fragwürdigen statisti-
schen Methode schiesst
man auf Hunderte von Ärz-
ten, um letztlich gegen ein
paar wenige ein Verfahren
zu eröffnen.» Dabei wendet
sich Stoffel nicht gegen die
Kostenkontrolle an sich:
«Diese ist vom Gesetzgeber
gewollt und wird von uns
Ärzten nicht bestritten.»
Nötig sei aber ein verbes-
sertes Kontrollverfahren,
welches den Gesundheits-
zustand der Patientinnen
und Patienten berücksich-
tigt. «Und ausgerechnet
dagegen wehren sich die
Lobbyisten der Kranken-
kassen im Parlament!», so
Stoffel.

Kommentar 
von Andreas Bieri, Allgemein-
praktiker in Langenthal, zur
untauglichen Methode von
santésuisse: 

«Wie einst Dällenbach
Kari sucht santésuisse
den Schlüssel dort, wo
es hell ist und nicht dort,
wo er verloren ging.»
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